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her 10 Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 140 Dezember 1967 hin

durch

Bundesrichter Dro H a u g

“ —Vorsitzender—$

Bundesrichter Dro S c h u b e r t und

Bundeerichter H e y e r „
Bundessozialrichter L ä e r

_
und

Bundessozialrichter K w i a t k o w e k i

für Recht erkannt:

Das Urteil des Bayerischen Landeseozialgerichts vom
20 März 1966 wird aufgehobeno

Die Berufung des Klägers gegen das Urteil des Sozi'lge—
richte München vom 150 November 1962 wird zurückgewie-

SGH0
Kosten sind nicht zu erstatteno
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Die Beteiligten streiten darüber? ob der Kluger für die

Zeit vom 10 Juli 1949 bis zum 310 Januar 1952 in der Renten“
versicherung der Angestellten nachzuversichern isto In

dieser Zeit war der Kläger als Beamter bei der Leutschen

Bundesbahn beschäftigt und als solcher versicherungsfrei

in der Angestelltenversicherung (AnV)o Anschließend war er
ohne Zahlung von Dienstbezugen beurlaubt9 bis er am
370 Januar 1957 ohne Anspruch auf Versorgung aus dem Dienst

der Bundesbahn ausgeschieden isto

Die Beklagte lehnte die Nachversicherung für die genannte

Zeit mit Bescheid vom 70 April 1960 ab9 weil der Kläger

—auch ohne die beamtenrechtliche Versicherungsfreiheit—

wegen Überschreitens der Jahresarbeitsverdienstgrenze

(Versicherungspflichtgrenze) nicht versicherungspflichtig

gewesen wäre (@ 18 Angestelltenversicherungsgesetz —AVG—

eF)0 Die günstigere Regelung des @ 9 AVG idF des Enge»

stelltenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) iCVomo

Arte 2 5 4 Abs° 1 AnVNG sei nicht anwendbar‚ weil sie nur
für Personen gelte9 die nach dem Inkrafttreten des 5 9 AVG

(‘lo März 1957) aus dem versicherungsfreien Bescuäftigungsw

verhältnis ausgeschieden seien°

Der Widerspruch und die Klage des Klägers hatten keinen

Erfolgo auf seine Berufung hin stellte das Landessozialge—

richt (LSG) fest? der Kläger sei für die streitige Zeit
in der AnV nachzuversicherno Der Anspruch des Klägers er—
gebe sich aus der durch das Rentenversicherungs—Änderungs»

gesetz (RVÄndG) geschaffenen Regelung des @ 9 gbsc 7 AVGO

Diese Vorschrift sei —anders als die bisherigen Bestimmun-

gen des @ 9 AVG—nicht erst zum 1( März 1957? sondern be—

reits zum 10 Januar 1957 in Kraft getreten (Urteil vom

2[) März 1966)° ' '
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Mit der —zugelassenen— Revision beantragt die Beklagte9

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

die Berufung des Klägers gegen das Urteil

des Sozialgerichts (SG) München vom
150 November 1962 zurückzuweiseno

Sie rügt die Verletzung des 5 9 Abso ? AVGo Dieser Vorschrift

komme —entgegen der Ansicht des LSG— keine eigenständige Be—

deutung zug Sie könne nur auf sozialversicherungsrechtliche

Verhältnisse bezogen werden? auf die % 9 AVG insgesamt ange—

wendet werden könneo Das sei aber hier nicht der Fall? weil

der Kläger vor dem 10 März 1957 aus der versicherungsfreien Be—
schäftigung ausgeschieden sei° Möglicherweise sei der Kläger

schon mit seiner Beurlaubung im Jahre 1952 als aus dem Beschäfn

tigungsverhältnis ausgeschieden anzusehenc

Der Kläger beantragt;

die Revision zurückzuweiseno

Er beruft sich auf die Gründe des angefochtenen Urteilso

Die Beigeladene tritt den Ausführungen des Klägers beio

Die Revision ist zulässig und auch begründet° Der Ansicht des
LSG9 der Kläger sei nach @ 9 Abs° ? AVG idF des RVÄndG auch für
die Zeiten nachzuversichern9 in denen seine Dienstbezüge die

Versicherungspflichtgrenze überstiegen? kann der Senat nicht
beitreten°

Die Voraussetzungen der Nachversicherung sind den rechtlichen Be—

stimmungen zu entnehmen9 die bei Eintritt des Nachversicherungs—

falles gelten (BSG 19 219; 169 H2)° Hiernach ist die Nachver—

sicherung des Klägers für die strittige Zeit von 1949 bis 1952
allein nach @ 18 AVG aF zu beurteilen9 und zwar unabhängig davon9

@ 4 _
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ob der Kläger schon mit der Beurlaubung im Jahre 1952 oder
erst mit der endgültigen Entlassung aus dem Dienst der

Deutschen Bundesbahn9 also erst im Januar 1957 aus dem verw
sicherungsfreien Beschäftigungsverhältnis ohne Versorgungsw

anspruch ausgeschieden ist° Der Senat brauchte zu dieser

umstrittenen Frage (vglo Compter "Nachversicherung beur—

laubter Beamter" in "Die £ngestellsenversicherung“ 1967

Nro 11 So 320) keine Stellung zu nehmen; denn der Dachver—

sicherungsfall ist jedenfalls vor dem Inkrafttreten der

durch das AnVNG eingeführten neuen Nachversicherungsvor—

schriften eingetreten und wird weder von @ 9 AVG noch von

Arte, 2 {>4 Abs° 1 AnVNGerfaßto '

5 9 AVG in der bis zum Inkrafttreten des RVÄndG geltenden

Fassung ist durch Art0 5 @7 AnVNG zum 10 März 1957 in
Kraft gesetzt worden0 Er betrifft daher nur versicherungsw

freie Zeiten? die nach dem 280 Februar 1957 zurückgelegt

wurden und nur Personen? die nach diesem Zeitpunkt aus
ihrer Besc äftigung ausgeschieden sind° Die Bedeutung der

Übergangshestimmung des Art„ 2 @ 4 Abso 1 AnVNG, wonach
_@9 AVG unter gewissen Voraussetzungen auch für frühere

Beschäftigungszeiten gilt? wenn die betroffenen Personen

"nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes" aus der versichew

rungsfreien Beschäftigung ausscheiden9 liegt nach der in

Rechtsprechung und Schrifttum vertretenen einhelligen Auf—

fassung allein darin9 @ 9 AVG auf die sonst von dieser Ver

schrift nicht erfaßten früheren Beschäftigungszéiten zu
erstrecken; der begünstigte Personenkreis sollte dadurch

aber nicht erweitert werdeno Hiervon ist auch das L;G ausm

gegangen; es hat mit Recht darauf hingewiesen? daß dies

offenbar auch die Ansicht des Bundesrats war? wie seiner

Stellungnahme zum RVÄnÖG zu entnehmen sei (vgl.0 BT—Druck—

sache IV 2572 S„ 39)0
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Ist somit die Nachversicherung des Klägers nach @ 18 AVG aF

zu beurteilen? kann sie für die Zeiten nicht durchgeführt

werden? in denen die Dienstbezüge des Klägers die Versiche—

rungspflichtgrenze in der AnV (@ 5 AVG aF) überschrittenj

-denn insoweit wäre der Kläger nicht "sonst" versicherunge—

pflichtig im Sinne des 5 18 AVG aF gewesen°

An dieser Rechtslage hat sich entgegen der Auffassung des LSG

auch dadurch nichts geändert? daß dem 5 9 AVG durch das RVÄndG

ein Absatz 7 zugefügt worden ist? wonach das Überschreiten der

Versicherungspflichtgrenze der Naohversicherung nicht entgegen—

stehto Diese neue Gesetzesbestimmung kann sich —wie der bis—
herige @ 9 AVG? den sie ergänzt— nur auf Nachversicherungsfä le

seit dem 73 März 1957 beziehen0 Zwar ist diese Vorschrift durch

Art° 5 5 10 Abso ? Buchst° a RVÄndG ausdrücklich zum 10 Januar

1957 in Kraft gesetzt werden° Warum dies geschehen ist9 ist
jedoch nicht ersichtlicho Die Gesetzesmaterialien geben hierüber

keinen Aufschluß (vglo IST—Drucks° IV gg Druckso 52559 Begründung

zu Arto 4 © 8 Abs° ? )0 Ob —wie im Schrifttum teilweise 8Nge»
nommen wird (so uoao Brackmanny Handbuch der Sozialversicherung‚

t1966‚ So 626 h)— die Inkraftsetzung des Abso 7 zum 10 Januar

1957 möglicherweise auf einem redaktionellen Versehen beruht,

kann offen bleiben0 Denn jedenfalls kann sich diese später einge—

fügte Gesetzesbestimmung nach ihrem Sinn und Zweck nur auf die
überhaupt von 5 9 AVG erfaßten .Nachversicherungsfälle beziehen;

setzt also eine Nachversicherung nach Abso 1 dieser Vorschrift

vorauso Mit der Einfügung des Abso 7 in 5 9 AVG sollte nicht
dessen Anwendungsbereich erweitert? sondern nur die bereits in

Arto 2 5 4 Abs° 1 Satz 5 AnVNG enthaltene Regelung wegen ihres
allgemeinen Charakters in das AVG übernommen werden (vgl() BT—

Drucks° IV/2572 Begr0 zu 5 1 Nr° 4 sowie Pappai‚BAßl 19659
3° 5979 598)0

L
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Wäre mit jenem zusätzlichen Absatz 7 zu 5 9 AVG beabsich—
tigt gewesen9 nur —oder auch— bisher von dem neuen Nach—

versicherungsrecht nicht berührte " lte" Fälle zu erfassen?

hätte es nahegelegena die Übergangsbestiamung des Art„ 2

5 4 Abso 1 AnVNG entsprechend auf vor dem 10 März 1957

eingetretene Nachversicherungsfälle auszudehnenc Das wäre

umso mehr geboten gewesen7 als der Gesetzgeber des RVÄndG

nicht nur die allgemeine Auffassung kannte‚ daß sich ■rt°

2 @ 4 Abs„ 1 AnVNG auf nach dem 280 Februar 1957 aus der
versicherungsfreien Beschäftigung ausgeschiedene Personen

bezieht? sondern auch weil er vom Bundesrat gebeten warden

war? eine Ausdehnung des Arte 2 © 4 ßbs° 1 AnVNG auf frühew

re Fälle zu prüfen„ Das Unterlassen einer Änderung dieser
Vorschrift und die stattdessen getroffene Regelung nämlich

die Schaffung eines zusätzlichen Absatzes 7 in @ 9 AVG

sowie das Fehlen jeglicher Begründung für das Inkraft—

setzungsdatum sprechen dafür? daß mit jener ? gelung keine

Ausdehnung des 5 9 AVG auf frühere Nachversichcrungsfälle

beabsichtigt war9 sondern nur —klarstellond für die Zukunft

auch im Gesetzestext selbst das nachgeholt wurde? was schon

in Arté 2 © 4 AnVNGgeregelt war0 Im Hinblick auf die
Zweckbestimmung der Gesetzesänderung ist der Senat der

Auffassung? daß dem Wortlaut der Übergengsvorschrift in

arto 5 5 10 Abs„ 1 Buchsto & RVÄndG keine entscheidende
Bedeutung zukommt; die gesetzesgerechte Sinnermittlung

führt vielmehr zu dem Ergebnis? daß der Abso 7 des 5 9
AVG keine eigenständige Bedeutung hat? sondern nur für

die nach 5 9 AVG zu beurteilenden —also die nach dem

280 Februar 1957 eingetretenen— Nachversicherungsfdlle
gilto Dagegen sind für die früheren Nachversicherungsfülle

die Versicherungspflichtgrenzen weiterhin zu beachten°
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Die Revision muß daher Erfolg haben° Das angefochtene Urteil

ist demnach aufzuheben unä die Berufung des Klägers gegen das

erstinstanzliche Urteil zurü0kzuweiseno “

Die Koetenentscheidung beruht auf 9 193 des Sozialgerichtsge—
setzeso
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